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Deutschland weiter auf Erfolgskurs 
Die christlich-liberale Koalition ist und bleibt Garant für Wachstum, 
Wohlstand und Stabilität in Deutschland und in Europa. Während die 
aktuelle Konjunkturprognose und der Berufsbildungsbericht zeigen, 
dass der Aufschwung im Land sich fortsetzt, bleibt Deutschland auch 
in Europa und auf den Weltmärkten weiter auf Wachstumskurs.

Vorreiter 
Deutschland

Der Wirtschaftsaufschwung in 
Deutschland setzt sich fort – das 
belegt die aktuelle Konjunktur-
prognose. Die Arbeitslosenzahlen 
sind  erneut gesunken.  Ende des 
Jahres werden – erstmals seit dem 
Jahr 1992 – voraussichtlich mehr 
als 29 Millionen Menschen sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt 
sein. Gleichzeitig hat auch die 
Beschäftigungsquote der 60- bis 
64-Jährigen einen neuen Höchst-
stand erreicht und die Zahl der 
älteren Beschäftigten steigt weiter 
kontinuierlich an. Diese Entwick-
lung stellt einen enormen Erfolg 
der christlich-liberalen Koalition dar, 
denn noch vor wenigen Jahren war 
die Frühverrentung noch gängige 
Praxis. Sie verdeutlicht vor allem 
auch das Potential, das in der Ak-
tivierung älterer Menschen für den 
Arbeitsmarkt besteht. Aufgrund des 
Fachkräftemangels ist es für die Be-
triebe und Unterneh-
men in Deutschland 
besonders wichtig, 
dass die Er fahrung 
älterer Arbeitnehmer 
für den Arbeitsmarkt erhalten 
bleibt. Vor diesem Hintergrund 
hat die christlich-liberale Koalition 
in dieser Woche einen Antrag in 
den Bundestag eingebracht, mit 
dem sie dem demografischen 
Wandel in Deutschland weiter 
gerecht wird. Ziel des Antrags 
ist es, ein zeitgemäßes Altersbild 
zu entwickeln und die Potentiale 
des Alters noch besser zu nutzen.    
 
Gleichzeitig setzt sich die positive 
Entwicklung für junge Menschen 
auf dem Ausbildungsmarkt wei-
ter fort. Der vom Bundeskabi-
nett in dieser Woche beschlos-
sene Berufsbildungsbericht 2012  

zeigt, dass es im vergangenen 
Jahr erneut mehr Ausbildungs-
plätze gab als Bewerberinnen und 
Bewerber. Damit hat Deutsch-
land weiter die geringste Jugend-
arbeitslosigkeit in Europa hat.  
 
Auch bei der Bewältigung der 
Staa tsschu ldenk r i se  n immt 
Deutschland weiterhin eine Vorrei-
terrolle in Europa ein. Dank der kon-
sequenten Haushaltskonsolidierung 
der christlich-liberalen Koalition 
erfüllt Deutschland die Vorgaben 
des europäischen Wachstums- und 
Stabilitätspakets bereits zwei Jahre 
früher. Der Abbau der Verschul-
dung trägt neben der Stärkung 
von Wachstum und Beschäftigung 
maßgeblich zur Überwindung der 
Staatsschuldenkrise bei. Gleich-
zeitig müssen vor allem aber auch 
die Ursachen der Schuldenkrise 
angegangen werden – so Bun-

deskanzlerin Angela 
Merkel bei ihrer Re-
gierungserklärung im 
Bundestag in dieser 
Woche. Den Abbau 

der Staatsverschuldung und die 
Stärkung von Wachstum und Be-
schäftigung nannte die Kanzlerin 
als wichtige Ziele, die sie auf dem 
bevorstehenden G8-Treffen der 
Staats- und Regierungschefs der 
acht wichtigsten Industrieländer 
ansprechen werde. 

Der Wirtschaftsaufschwung in 
Deutschland und der konsequente 
Konsolidierungskurs bei der Bewäl-
tigung der Europäischen Staats-
schuldenkrise belegen einmal 
mehr, dass die christlich-liberale 
Koalition ein Garant für Wachs-
tum, Wohlstand und Stabilität in 
unserem Land ist und bleibt.

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde,

Das Betreuungsgeld hat die 
Familienpolitik wieder in den 
Mittelpunkt der gesellschaft-
lichen Diskussion gerückt, 
auch wenn die Sachlichkeit 
in der Debatte nicht immer 
an oberster Stelle stand. Für 
mich zeichnet sich eine moderne Familien-
politik dadurch aus, dass die Gesellschaft 
Familien bei der Verwirklichung ihrer indi-
viduellen Familienorganisation unterstützt.

Es ist dabei ein Stück Gerechtigkeit, allen 
Familien dieselbe Wertschätzung und Un-
terstützung entgegen zu bringen. Das muss 
auch für die rund zwei Drittel der Eltern 
gelten, die ihr Kind in den ersten Lebens-
jahren selbst betreuen oder die Betreuung 
privat organisieren. Diese Eltern erfahren 
derzeit keine unterstützende Hilfe durch die 
Gesellschaft. Es geht beim Betreuungsgeld 
nicht um die Frage, ob Eltern berufstätig 
sind oder nicht. Es geht darum, ob Eltern 
eine staatlich geförderte Kinderbetreu-
ungseinrichtung in Anspruch nehmen oder 
die Betreuung privat organisieren möchten. 

Das Zentrum des Handelns liegt jetzt bei 
der Familienministerin. Der Landesgruppe 
ist es dabei sehr wichtig, dass wir möglichst 
bald anhand eines Gesetzentwurfs konkret 
beraten können. Diese Beratungen werden 
wir ohne Verzögerungen führen und den 
Menschen damit schnell Klarheit und 
Verlässlichkeit geben. Die Argumente für 
das Betreuungsgeld haben unsere Partner 
schon oft überzeugt: Im Koalitionsvertrag, 
im Koalitionsausschuss und zu Zeiten der 
Großen Koalition auch die SPD, mit der 
wir das Betreuungsgeld als gesetzliches Ziel 
beschlossen hatten. Wir wollen Menschen 
Lust auf Familie machen. Dafür steht die 
CSU: Für eine faire, moderne und zukunfts-
orientierte Familienpolitik, die sich an 
christlich-sozialen Leitlinien orientiert und 
die Bedürfnisse der Menschen ernst nimmt.

Dr. Reinhard Brandl MdB 

Mit freundlichen Grüßen
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Enquete-Kommission	

Bundestag zieht Zwischenbilanz
Der Sozialstaat braucht eine leistungsfähige Wirtschaft und die soziale 
Marktwirtschaft ist nicht die Ursache für die Finanzkrise, sondern die 
Antwort darauf. Dieses Fazit zog die Union in dieser Woche im Bundes-
tag bei der Vorstellung der Zwischenergebnisse der Arbeit der Enquete-
Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“.

Vor dem Hintergrund der zuneh-
mend globalen Herausforderungen 
aufgrund des fortschreitenden Ver-
zehrs natürlicher Ressourcen müssen 
zukunftsfähige Konzepte für nachhal-
tiges Wirtschaften entwickelt werden. 
Deshalb hat der Bundestag im Ja-
nuar 2011 die Enquete-Kommission 
„Wachstum, Wohlstand, Lebensqua-
lität“ eingesetzt. Diese soll den Stel-
lenwert von Wachstum in Wirtschaft 
und Gesellschaft ermitteln und einen 
ganzheitlichen Wohlstands- und 
Fortschrittsindikator entwickeln. 
Zudem soll sie die Möglichkeiten 
und Grenzen der Entkopplung von 
Wachstum, Ressourcenverbrauch 
und technischem Fortschritt auslo-
ten. Dafür ist die Kommission mit je 
17 Bundestagsabgeordneten und 
Wissenschaftlern besetzt, die bis zur 
parlamentarischen Sommerpause 
2013 verschiedene Handlungsemp-
fehlungen erarbeiten sollen.. 

Der in dieser Woche debattierte 
Zwischenbericht der Enquete-Kom-
mission zeigt deutlich, dass unter 
anderem der Klimawandel und 
der Verlust an biologischer Viel-
falt dringendes Handeln erfordern, 
um schwerwiegende Folgen zu 
vermeiden. Robuste Institutionen 
müssen entwickelt und eine globale 
Obergrenze für den Ressourcenver-
brauch verbindlich festgelegt werden. 
Zeitgleich muss es gelingen, die 
Ressourcenproduktivität zu erhöhen. 
Der Zwischenbericht der Enquete-
Kommission zeigt auch, dass zur 
Entkoppelung von Wachstum und 
Ressourcen eine weltweite Koopera-
tion aller Staaten erforderlich ist. Auch 
im Rahmen der Enquete-Kommission 
setzt sich die CSU-Landesgruppe 
weiter für eine Politik ein, die die In-
novationsfähigkeit unserer Volkswirt-
schaft stärkt und eine Zusammenar-
beit auf internationaler Ebene fördert. 

Betreuungsgeld

Wahlfreiheit für junge Familien schaffen
Die CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag setzt sich weiter konsequent dafür ein, dass das im Koalitions-
vertrag vereinbarte Betreuungsgeld wie geplant zum Jahr 2013 eingeführt und nicht an weitere Bedingungen 
geknüpft wird. Das Betreuungsgeld ist wesentlicher Teil unserer christlich orientierten Familienpolitik und ein 
wichtiges Instrument zur Unterstützung junger Familien – denn es schafft echte Wahlfreiheit.

Die stetig zurückgehenden Ge-
burtenraten der vergangenen Jahre 
zeigen, dass es für junge Menschen 
in unserer Gesellschaft zunehmend 
schwieriger wird, individuelle be-
rufliche Selbstverwirklichung und 
Familienplanung miteinander zu 
vereinbaren. Die christlich-liberale 
Koalition hat sich deshalb zum Ziel 
gesetzt, junge Familien bei der Kin-
dererziehung zu unterstützen und 
einen Rechtsanspruch auf einen 
Krippenplatz gesetzlich verankert. 
Dadurch haben wir bereits eine 
Möglichkeit geschaffen, mit der 
Familie und Beruf erfolgreich mitei-
nander vereinbart werden können. 
Daneben muss der Staat aber auch 
die Erziehungsleistung von Müttern 
und Vätern honorieren, die auf einen 

staatlich geförderten Betreuungsplatz 
verzichten. Denn wenn der Staat 
den Ausbau öffentlicher Krippen mit 
durchschnittlich rund 1.000 Euro 
monatlich pro Krippenplatz finanziell 
fördert, müssen Eltern nach unserer 
Überzeugung auch bei der privaten 
Kinderbetreuung finanziell unter-
stützt werden. Das Betreuungsgeld 
ist daher nicht nur eine notwendige 
Ergänzung zur bestehenden Fami-
lienförderung, es ist vielmehr sogar 
ein Gebot der Gerechtigkeit. Auch 
diejenigen Eltern müssen staatliche 
Unterstützung erhalten, die sich 
bewusst entscheiden, die Erziehung 
ihres Kindes eigenständig in die Hand 
zu nehmen. Deshalb setzt sich die 
CSU-Landesgruppe weiter dafür ein, 
dass das Betreuungsgeld nun konse-

quent umgesetzt wird – schließlich 
ist das Betreuungsgeld nicht nur 
im Koalitionsvertrag vereinbart, es 
wurde auch schon in der letzten 
Wahlperiode von der Großen Koa-
lition gesetzlich verankert. Deshalb 
sollen Eltern, die keinen Krippenplatz 
in Anspruch nehmen, ab dem Jahr 
2013 mit 100 Euro pro Monat, ab 
dem Jahr 2014 mit 150 Euro mo-
natlich bei der Betreuung ihrer Kinder 
unterstützt werden. Mit diesem Geld 
kann jede Familie die Betreuung ihrer 
Kinder ganz nach ihren Bedürfnissen 
organisieren und wird so bei ihrer 
individuellen Lebensplanung unter-
stützt. Das Betreuungsgeld schafft so 
echte Wahlfreiheit für junge Familien 
und trägt dazu bei, dass Deutschland 
ein familienfreundliches Land bleibt. 
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Ernst(er) Vorwurf
Ein in die Enge getriebenes Tier 
beißt wahllos zu. Ähnliches war nun 
bei Klaus Ernst zu beobachten, dem 
einzig verbliebenen Vorsitzenden der 
LINKEN. Ernst warf ausgerechnet 
dem „Neuen Deutschland“ Zensur 
gegen ihn vor – ja, ausgerechnet 
dem ehemaligen Propagandablatt 
der DDR-Staatspar tei SED, das 
inzwischen das Propagandablatt 
der ehemaligen DDR-Staatspartei 
DIE LINKE ist. Die Zeitung wehrt 
sich: Ernst habe von sich aus eine 
Gastkolumne angeboten, dann das 
angegebene Thema völlig verfehlt 
und, als das Blatt Kürzungen vorge-
schlagen habe, gefordert: ganz oder 
gar nicht. Die Antwort vom „Neuen 
Deutschland“ war eindeutig: dann lie-
ber gar nicht. Für Ernst ein klassischer 
Beleg für Zensur, tatsächlich aber ein 
selten weiser Schritt eines ansonsten 
indiskutablen Propagandablättchens.

Jürgen tritt ihn
Das Flughafen-Desaster in Berlin 
geht weiter. Die Eröffnung des neu-
en Großflughafens „Willy Brandt“, 
geplant für den 3. Juni, wird sich 
um Monate verzögern – bereits 
zum zweiten Mal! Längst höhnt die 
Internetgemeinde in Anlehnung an 
den bekannten Slogan aus Baden-
Württemberg: „Wir können alles. Au-
ßer Flughafen. Berlin.“ Nun grätscht 
dessen Regierendem Bürgermeister 
Klaus Wowereit auch noch der rot-
grüne „Wunschkoalitionär“ für 2013 
in die Beine: Jürgen Trittin fordert in 
der Rheinischen Post unverblümt den 
Rücktritt Wowereits. Dieser trage die 
politische Verantwortung und hätte 
viel früher von den Verzögerungen 
wissen müssen. Den betroffenen Air-
lines, Einzelhändlern und Reisenden 
hilft der rot-grüne Zickenkrieg nichts. 
Trittins Botschaft passt trotzdem: 
Wowi, mach den Abflug!

Kraft in Nöten 
Dicke Luft an Rhein und Ruhr: Zuerst 
schrieb der Stern, ein CDU-kritischer 
Autor des Internet-Blogs „Wir in 
NRW“ – der 2010 maßgeblich zu Jür-
gen Rüttgers‘ Wahlniederlage beige-
tragen hat – habe von der rot-grünen 
Minderheitsregierung PR-Aufträge für 
insgesamt 345.000 Euro erhalten. 
Deren Chefin Hannelore Kraft erwirkte 
eine Einstweilige Verfügung, was 
der Stern laut Süddeutscher Zeitung 
„gelassen“ aufgenommen habe. 
Aufklärung ohne Wenn und Aber ver-
langt der CDU-Fraktionsvorsitzende 
im Landtag, Karl-Josef Laumann: Er 
hat der Landesregierung zehn Fragen 
vorgelegt, die noch vor der Wahl zu 
beantworten seien. Egal, ob die Vor-
würfe des Stern zutreffen oder nicht: 
Der Imageschaden für die SPD ist da. 
Den Ruch des roten Sumpfes wird 
sie auch lange nach Rau/Clement/
Steinbrück nicht los.

Operation Atalanta

Bekämpfung der Piraterie auch an Somalias Küsten
Die christlich-liberale Koalition hat am Donnerstag im Bundestag einem Antrag der Bundesregierung zu-
gestimmt, mit dem der Einsatz deutscher Streitkräfte im Kampf gegen die Piraterie vor der Küste Somalias 
weiter fortgesetzt werden soll. Im Rahmen des Mandats können die bis zu 1.400 Soldatinnen und Soldaten 
zukünftig – anders als bisher – auch gegen Einrichtungen der Piraten an der Küste vorgehen. 

Aufgrund der politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse, dem 
jahrelangen Bürgerkrieg und der 
materiellen Not der Bevölkerung in 
Somalia gefährden nach wie vor Pi-
raten das Leben von Seeleuten und 
die freie Seefahrt vor dem Horn von 
Afrika. Von den gewalttätigen Über-
griffen der Piraten sind insbesondere 
die humanitären Hilfslieferungen im 
Rahmen des Welternährungspro-
gramms der Vereinten Nationen be-
troffen. Da die Übergangsregierung 
von Somalia selbst nicht in der Lage 
ist, die Piraterie wirksam zu bekämp-
fen, sind bereits seit dem Jahr 2008 
internationale Streitkräfte im Rahmen 
der sogenannten „Operation Atalan-
ta“ vor der Küste Somalias im Einsatz. 
Die EU-geführte Operation hat zum 
Ziel, den humanitären Zugang nach 
Somalia durch den Schutz von Schif-
fen des Welternährungsprogramms 
und der Truppen der Afrikanischen 
Union zu gewährleisten. Die Solda-

tinnen und Soldaten sollen Geisel-
nahmen und Lösegelderpressungen 
verhindern. Dadurch sollen die vor der 
Küste agierenden Piraten bekämpft 
und abgeschreckt und so der zivile 
Schiffsverkehr auf den dortigen Han-
delswegen gesichert werden. Darü-
ber hinaus wird mit dem Schutz der 
seeseitigen Versorgung ein Beitrag 
zur Stabilisierung Somalias geleistet. 
Die Erfahrung im Einsatzgebiet hat 
in den vergangenen Jahren gezeigt, 
dass es für die Bekämpfung der Pi-
raterie aber auch besonders wichtig 
ist, gegen Logistik der Piraten an Land 
vorzugehen. Dies sieht das Atalanta-
Mandat bislang jedoch nicht vor. 
Vielmehr konnten die EU-Streitkräfte 
in der Vergangenheit nur auf See 
agieren. Deshalb soll der EU-Einsatz 
gegen die Piraten nun auch auf das 
somalische Küstengebiet ausge-
dehnt werden. Bis zu einer Tiefe von 
2.000 Metern sollen die Soldaten 
die Logistik, Häfen und Einsatzbasen 

der Piraten am Strand bekämpfen 
können – allerdings nur von der Luft 
aus und nicht am Boden. Dafür sol-
len in erster Linie Hubschrauber der 
Marine eingesetzt werden. Mit dem 
Atalanta-Mandat können weiterhin 
bis zu 1.400 Soldatinnen und Sol-
daten vor der ostafrikanischen Küste 
eingesetzt werden – derzeit sind rund 
340 Marine-Soldaten im Einsatz. Mit 
dem in dieser Woche vom Bundes-
tag beschlossenen Ausweitung und 
Verlängerung des Mandats können 
die deutschen Streitkräfte längstens 
bis zum 31. Mai 2012 vor der Küste 
Somalias eingesetzt werden. Mit der 
Verlängerung und Ausweitung des 
Atalanta-Mandats stellt die christlich-
liberale Koalition sicher, dass die 
Piraterie vor der Küste Afrikas weiter 
wirkungsvoll bekämpft  werden kann. 
Dadurch werden die humanitären 
Hilfslieferungen für Somalia gesi-
chert, das Völkerrecht durchgesetzt 
und die zivile Schifffahrt geschützt. 
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Koalition stärkt ländlichen Raum

Chancen des Tourismus nutzen
Die Koalitionsfraktionen haben in dieser Woche einen Antrag mit dem 
Titel „Tourismus in ländlichen Räumen – Potenziale erkennen, Chancen 
nutzen“ in den Deutschen Bundestag eingebracht. Dieser soll sicher-
stellen, dass der ländliche Raum noch mehr als bisher vom Tourismus 
profitiert und die ländlichen Regionen gestärkt werden. 

KFOR-Einsatz

Der Boom im Deutschlandtouris-
mus hält an. Mit fast 394 Millionen 
Gästeübernachtungen – davon knapp 
64 Millionen Übernachtungen von 
ausländischen Gästen, wurde im ver-
gangenen Jahr die Rekordmarke aus 
dem Jahr 2010 nochmals übertrof-
fen. Im Jahr 2010 haben Urlauber und 
Geschäftsreisende aus dem In- und 
Ausland Güter und Dienstleistungen 
von rund 280 Milliarden Euro in An-
spruch genommen. Dank dieser Um-
sätze finden in Deutschland fast 2,9 
Millionen Menschen einen Arbeits-
platz  – das sind rund sieben Prozent 
aller Erwerbstätigen. Gleichzeitig trägt 
der Tourismus durch die sogenannten 
„direkten und indirekten Effekte“ zu 
9,7 Prozent zur Bruttowertschöpfung 
in Deutschland bei. Allerdings zieht 
es die Touristen hauptsächlich in die 

großen Städte und einige ländliche 
Regionen hinken beim Wachstum 
hinterher. Dabei sind die touristischen 
Angebote – insbesondere in Bay
ern  – äußerst vielfältig. Mit dem 
Antrag, den die Koalitionsfraktionen 
in dieser Woche in den Bundestag 
eingebracht haben, sollen deshalb 
diejenigen Regionen gestärkt werden, 
die durch den demografischen Wan-
del besonders herausgefordert sind. 
Die CSU-Landesgruppe setzt sich 
damit einmal mehr dafür ein, dass 
auch der ländliche Raum zukünftig 
noch mehr vom Wachstumsmotor 
Tourismus profitiert. Denn wir sind 
überzeugt, dass der Tourismus neue 
Perspektiven eröffnet und mit einer 
weiteren Aufwertung der Infrastruktur 
helfen kann, qualifizierte Arbeitskräfte 
im ländlichen Raum zu halten.   

++ kurz notiert ++ kurz  notiert ++ kurz notiert ++ kurz notiert ++ kurz notiert  ++

Mandat verlängern
Die Bundeswehr soll ihren Einsatz 
im Kosovo „mit unveränderter 
Zielsetzung“ ein weiteres Jahr im 
Rahmen des internationalen KFOR-
Einsatzes fortsetzen.  

Der Bundestag hat in dieser Woche 
einen Antrag der Bundesregierung 
debattiert, mit dem die deutsche 
Beteiligung an der internationalen 
Sicherheitspräsenz im Kosovo fortge-
setzt werden soll. Im Rahmen des so-
genannten KFOR-Mandats beteiligen 
sich deutsche Einsatzkräfte bereits 
seit dem Jahr 1999 an der internati-
onalen Sicherheitspräsenz im Kosovo. 
Für die Operation können bis zu 1.850 
Soldatinnen und Soldaten mit ent-
sprechender Ausrüstung eingesetzt 
werden. Zwar ist die Lage in der Re-
publik Kosovo grundsätzlich ruhig und 
stabil, allerdings bleibt das Eskala
tionspotenzial im Norden weiter hoch. 
Deshalb ist es zur Aufrechterhaltung 
eines sicheren Umfeldes notwendig, 
dass der deutsche KFOR-Einsatz um 
ein weiteres Jahr verlängert wird. 

Zivile Sicherheit 
weiter verbessern
Der Bundestag hat in dieser Woche 
einen Antrag der Koalitionsfraktionen 
zur Forschung über die zivile Sicher-
heit beschlossen. Mit dem Antrag 
werden neue Sicherheitslösungen auf 
den Weg gebracht, um den Schutz 
der Bevölkerung und der kritischen 
Infrastruktur weiter zu verbessern. 
Durch Ereignisse wie den drama-
tischen Verlauf der Loveparade in 
Duisburg sind Fragen der zivilen 
Sicherheit in Deutschland zuletzt in 
den Fokus der Öffentlichkeit gerückt. 
Deshalb sollen nun Möglichkeiten 
gesucht werden, um die Sicherheit 
in Deutschland zu verbessern, ohne 
dabei die Freiheit der Bürgerinnen 
und Bürger zu beeinträchtigen. Die 
christlich-liberale Koalition setzt sich 
entsprechend dem Leitmotiv „Sicher-
heit als Basis eines freien Lebens“ für 
die zivile Sicherheitsforschung ein, 
damit Deutschland noch sicherer 
wird und weltweit führender Anbieter 
von Sicherheitstechnologien bleibt.

Konsequente 
Aufklärung
Der Untersuchungsausschuss zur 
Aufklärung der dem Nationalsozia-
listischen Untergrund angelasteten 
Neonazi-Mordserie hat seine Unter-
suchungen in dieser Woche fortge-
setzt. Dafür wurden mehrere Zeugen 
angehört, die in Bayern – zumeist in 
polizeilicher oder staatsanwaltschaft-
licher Funktion – mit den Ermittlungen 
zur Mordserie betraut waren. Dabei 
schilderten die Zeugen die umfang-
reichen Ermittlungen zur Aufklärung 
der schrecklichen Morde an den 
Gewerbetreibenden. Auch wenn die 
Ermittlungsführung von Seiten der ba-
yerischen Behörden zu jeder Zeit von 
großem Aufklärungswillen getragen 
war, wurden auch Abstimmungs-
schwierigkeiten zwischen den Ermitt-
lern aus Bayern und dem Bund sicht-
bar. Der Untersuchungsausschuss 
wird seine Arbeit in der nächsten 
Sitzung mit der Vernehmung des da-
maligen bayerischen Innenministers, 
Dr. Günther Beckstein, fortsetzen.

Gespräch mit 
Wirtschaftsjunioren
Der Parlamentarische Geschäftsfüh-
rer der CSU-Landesgruppe, Stefan 
Müller, hat in dieser Woche eine 
Delegation der Wirtschaftsjunioren 
Deutschland in Berlin empfangen. 
Im Rahmen des sog. „Know-how-
Transfers“ – einem Austausch zwi-

schen der jungen Wirtschaft und 
der Politik – verbrachten die Wirt-
schaftsjunioren mehrere Tage in der 
Bundeshauptstadt. In der Diskussion 
ging es vor allem um die Lösung 
der Schuldenkrise in Europa und die 
bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf.

Foto: CSU-Landesgruppe


